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setzes bestanden haben bis zum Inkrafttreten der von den zu­
künftigen Ländern zu beschließenden eigenen Regelungen.

I.
Ersatzschulen

Zu § 5 des Verfassungsgesetzes:

§2
Genehmigungsverfahren

(1) Die Genehmigung für das Betreiben einer Ersatzschule 
wird durch den Minister für Bildung und Wissenschaft zum
1. September 1990 erteilt.

(2) Der Rechtsträger stellt den schriftlichen Antrag auf die 
Errichtung einer Ersatzschule für das Schuljahr 1990/91 an den 
Minister für Bildung und Wissenschaft. Bis zum 15. November 
1990 sind auch die Anträge für die Genehmigung von Schulen 
in freier Trägerschaft für das Schuljahr 1991/92 und Informa­
tionen über die beabsichtigte Errichtung von Schulen in freier 
Trägerschaft für das Schuljahr 1992/93 an den Minister für 
Bildung und Wissenschaft einzureichen, wenn eine finanzielle 
Unterstützung beantragt wird. Wenn keine finanzielle Unter­
stützung für eine Ersatzschule vom Rechtsträger beansprucht 
wird, kann der Antrag bis zum 15. Februar für das nachfol­
gende Schuljahr bereits an die oberste Schulbehörde des je­
weiligen künftigen Landes gestellt werden.

(3) Der Antrag beinhaltet die Bezeichnung, die spezifischen 
Programme bzw. Modelle für die Ersatzschule nebst den an­
gestrebten Abschlüssen und den Nachweis über die Erfüllung 
aller Genehmigungsvoraussetzungen (siehe Anlage 1).

(4) Ersatzschulen, die bereits vor dem Inkrafttreten des Ver­
fassungsgesetzes bestanden haben, gelten als widerruflich ge­
nehmigt. Ihre Träger informieren bis zum 1. Oktober 1990 den 
Minister für Bildung und Wissenschaft über
— Namen und Anschrift der Ersatzschule,
— Namen und Qualifikation/Ausbildung des Leiters und der 

Lehrer,
— das spezifische Programm bzw. Modell der Ersatzschule 

und die angestrebten Abschlüsse sowie
— die Anzahl aller Schüler der betreffenden Ersatzschule.
Der Nachweis über die Erfüllung aller Genehmigungsvoraus­
setzungen und die Unterlagen nach Anlage 1 werden in einem 
mit dem Ministerium abzustimmenden angemessenen Zeit­
raum nachgereicht.

(5) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn eine zur Eröff­
nung der Schule ausreichende Zahl von Schülern in den ge­
planten Klassen nachgewiesen wird.

(6) Die Genehmigung durch den Minister bzw. die Infor­
mation zu den bereits vor dem Inkrafttreten des Verfassungs­
gesetzes existierenden Ersatzschulen ist die Voraussetzung für 
die materielle und finanzielle Unterstützung durch die betref­
fende staatliche Instanz (kommunale Behörden auf Stadt-, 
Kreis- und Landesebene). .

§ 3
Bezeichnung

Alle Schulen in freier Trägerschaft haben eine Bezeichnung 
zu führen, die verdeutlicht, welcher vergleichbaren staatlichen 
Schulform die Schule in freier Trägerschaft mit dem an 
ihr erreichbaren Abschluß entspricht. Ein Zusatz, der auf die 
staatliche Genehmigung oder Anerkennung hinweist, ist zu­
lässig.

§4
Lehrer an Schulen in freier Trägerschaft

(1) Die Anforderungen an die wissenschaftliche Ausbildung 
der Lehrer sind nur erfüllt, wenn eine staatlich anerkannte

abgeschlossene fachliche und pädagogische Ausbildung vorliegt 
oder wenn eine fachliche und pädagogische Ausbildung nach­
gewiesen wird, die der Ausbildung der Lehrer an den entspre­
chenden staatlichen Schulen gleichwertig ist. In Ausnahmefäl­
len kann der Nachweis einer pädagogischen Qualifikation im 
Rahmen der Tätigkeit an der Ersatzschule innerhalb einer mit 
der Schulaufsichtsbehörde zu vereinbarenden angemessenen 
Frist erbracht werden.

(2) Nach der Genehmigung der Ersatzschule hat ihr Träger 
mit den Lehrern im Regelfall mit Wirkung vom 1. August des 
Jahres einen Arbeitsvertrag abzuschließen und eine Sicherheit 
dieser Lehrer hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen, rechtlichen 
und sozialen Stellung zu garantieren, die der an staatlichen 
Schulen vergleichbar ist. Die wirtschaftliche und rechtliche 
Stellung der Lehrer an einer Ersatzschule ist nur gesichert, 
wenn
1. über das Anstellungsverhältnis ein schriftlicher Vertrag 

abgeschlossen ist,
2. der Anspruch auf Urlaub und die regelmäßige Pflicht­

stundenzahl festgelegt sind,
3. die Gehälter und Vergütungen bei entsprechenden Anfor­

derungen den Gehältern der Lehrer an gleichartigen oder 
gleichwertigen staatlichen Schulen vergleichbar sind und 
in regelmäßigen Zeitabschnitten gezahlt werden,

4. für die Lehrer eine Anwartschaft auf Versorgung erwor­
ben wird, die wenigstens den Bestimmungen der Ange­
stelltenversicherung entspricht.

(3) Für Ordenslehrkräfte entfallen die Vorschriften des Ab­
satzes 2.

(4) Lehrer aus staatlichen Schulen können mit ihrem per­
sönlichen Einverständnis und auf Anforderung durch den Trä­
ger der Ersatzschule zur Sicherung des Unterrichts an dieser 
Ersatzschule für einen befristeten Zeitraum freigestellt wer­
den. Die Zeiten der befristeten Freistellung gelten für diese 
Lehrer als staatlich anerkannte pädagogische Tätigkeit.

(5) Fort- und Weiterbildung von Lehrern an Schulen in 
freier Trägerschaft werden durch den Träger dieser Schule 
geregelt und finanziert.

Zu §§ 6 und 7 des Verfassungsgesetzes:

§5
Materielle und finanzielle Unterstützung

(1) Die zuständigen Behörden des Stadt- und Landkreises 
unterstützen die Bereitstellung von Grundstücken und Ge­
bäuden für die Errichtung von Ersatzschulen für den Beginn 
des Schuljahres 1990/91.

(2) Bei Einhaltung der Genehmigungsvoraussetzungen und 
nach erfolgter Antragstellung durch den Rechtsträger werden 
für die einzelnen Ersatzschulen anteilig Lohn- und sächliche 
Kosten durch die betreffende staatliche Instanz (kommunalen 
Behörden auf Stadt-, Kreis- und Landesebene) analog zu ver­
gleichbaren staatlichen Schulen bereitgestellt. Im Unterschied 
zu den genehmigten Ersatzschulen erhalten die anerkannten 
Ersatzschulen höhere finanzielle Zuwendungen. Ihre Höhe 
richtet sich nach den Möglichkeiten der Kommunen (minde­
stens 70 % und höchstens 90 %). Für Schulen mit besonderer 
pädagogischer Prägung (z. B. Schulen — auch überregional — 
mit Integration von Kindern mit Behinderungen) wird emp­
fohlen, daß die Lohnkosten und die sächlichen Kosten durch 
die zuständigen kommunalen Behörden finanziert werden.

(3) Für die folgenden Kosten kommen die Träger der Er­
satzschulen in vollem Umfang auf:
— Aufwendungen für Erhaltungsmaßnahmen
— Abschreibungsbeträge
— Beiträge zur Pflicht- und freiwilligen Versicherung
— Aufwendungen für den Anschluß und die Entnahme von

Energie, Wasser sowie für Abwassereinleitung und -be-
seitigung


